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Drucksache V/1830 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 

— Drucksache V/1601 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Lösche 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde in der 107. : 
Sitzung des Deutschen Bundestages vom 28. April j 
1967 an den Ausschuß für Gesundheitswesen feder- I 
führend und an den Ausschuß für Kommunalpolitik, 
Raumordnung, Städtebau und Wohnungswesen mit- ! 
beratend überwiesen. i 

! 

Durch die Novelle soll der Geltungsbereich des j 
Wasserhaushaltsgesetzes, der sich bisher auf die | 
Binnengewässer erstreckte, für bestimmte Vorschrif- | 
ten auf die Küstengewässer erweitert werden. Diese j 
Ergänzung des Wasserhaushaitsgesctzes hat sich als | 
notwendig erwiesen, da auf Grund der technischen 1 
und v/irtschaftlichen Entwicklung sowie des gestie- | 
gonen Lebensstandards mehr und mehr flüssige | 
und feste Abfallstoffe in die See, insbesondere in | 
Kdstennähe, eingebraebt werden, die sich mittelbar 1 
oder unmittelbar auf das menschliche Dasein aus- i 
wirken und damit zu gesundheitlichen Schäden füh- | 
ren bzw. führen können. In der ganzen Welt ist j 
darüber hinaus die Tendenz zu beobachten, daß 
neue Industriebetriebe, in denen diese Abfallstoffe 
anfallen, sich in Küstennähe niederlassen. Auf Grund 
von fehlenden Rechtsvorschriften ist es in der Bun- 
desrepublik Deutschland nicht möglich, Verunreini- 
gungen dieser Art entgegenzutreten. Lediglich zur 
Verhütung der Verschmutzung der See durch öl 
besteht seit 1954 ein Internationales Übereinkom- 
men, dem die Bundesrepublik Deutschland beigetre- 
ten ist. 

Der federführende Ausschuß für Gesundheits- 
wesen hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 
11. Mai 1967 einstimmig begrüßt und — ebenso wie 
der mitberatende Ausschuß ■ — den vom Bundesrat ■ 


vorgeschlagenen Änderungen in der Fassung der 
Gegenäußerung der Bundesregierung zugestimmt 
(Artikel 1). Neben einer redaktionellen Änderung 
in Artikel 3 Abs. 1 Zeile 5 beschloß der federfüh- 
rende Ausschuß ferner, Artikel 3 Abs. 2 zu streichen, 
da der hier genannte Artikel 3 mit dem Inkraft- 
treten der 3. Änderung des Internationalen Überein- 
kommens zur Verhütung der Verschmutzung der 
See durch öl am 18. Mai 1967 außer Kraft tritt. 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Novelle 
wurde auf den 1. Januar 1968 festgesetzt (Artikel 5). 

In einer eingehenden Diskussion vertrat der Aus- 
schuß die Auffassung, daß die hier vorgenommene 
Erweiterung der Vorschriften des Wasserhaushalts- 
gesetzes nicht ausreicht, um bei der Verunreini- 
gung der Hohen See den Küstenbereich hinreichend 
zu schützen. Er hat die Bundesregierung daher auf- 
gefordert, darauf hinzuwirken, daß durch inter- 
nationale Vereinbarungen auch dieser Schutz sicher- 
gestellt wird. 

Mit dieser Aufforderung hat der Ausschuß für Ge- 
sundheitswesen gleichzeitig einer Empfehlung des 
mitberatenden Ausschusses entsprochen, der eine 
Überprüfung der geltenden Vorschriften hinsicht- 
lich des Ablassens von Ölrückständen in Küstenge- 
wässern und Hafenbecken angeregt hatte. Einer 
weiteren Empfehlung — die Bundesregierung um 
Überprüfung der Sicherungsmaßnahmen für die über 
Land verlegten Ölleitungen aufzufordern — ■ ist der 
federführende Ausschuß nicht nachgekommen; er 
ist der Auffassung, daß dieses Problem nicht in Zu- 
sammenhang mit der vorliegenden Novelle zum 
Wasserhaushaltsgesetz angeschnitten werden sollte. 


Bonn, 30. Mai 1967 


Frau Lösche 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/1601 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen. 

2. die Bundesregierung aufzufordern, 

internationale Vereinbarungen zu treffen, die 
die Verschmutzung der Hohen See in Küsten- 
nahe verhindern und damit einer Gefährdung 
der Küstengewässer entgegenwirken, um dadurch 
sicherzustellen, daß nicht durch Einbringen und 
Einleiten von Stoffen außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Wasserhaushaltsgesetzes der Schutzzweck die- 
ses Gesetzes durchbrochen wird. 


Bonn, 30. Mai 1967 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 


Frau Dr. Hubert 

Vorsitzende 


Frau Lösche 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 

— Drucksache V/1601 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheitswesen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz) vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1110), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Wasserhaushalts- 
gesetzes vom 6. August 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 611), wird wie folgt geändert: 

1. Tn § 1 Abs. 1 wird folgende Nummer 1 a ein- 
gefügt: 

„1 a. das Meer zwischen der Küstenlinie bei 
mittlerem Hochwasser oder der seewär- 
tigen Begrenzung der oberirdischen Ge- 
wässer und der seewärtigen Begrenzung 
des Küstenmeeres (Küstengewässer),". 


2. In § 3 Abs. 1 wird folgende Nummer 4 a ein- 
gefügt: 

„4 a. Einbringen und Einleiten von Stoffen in 
Küstengewässer, wenn die Stoffe von 
Land aus eingebracht oder eingeleitet 
werden oder, wenn sie in Küsten- 
gewässer verbracht worden sind, um sich 
ihrer dort zu entledigen." 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz) vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1110), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Wasserhaushalts- 
gesefzes vom 6. August 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 611), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


la. § 1 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Die Länder bestimmen die seewärtige 
Begrenzung derjenigen oberirdischen Gewäs- 
ser, die nicht Binnenwasserstraßen des Bundes 
sind." 

2. In § 3 Abs. 1 wird folgende Nummer 4 a ein- 
gefügt: 

„4 a. Einbringen oder Einleiten von Stoffen in 

Küstengewässer, wenn diese Stoffe 

a) von Land aus oder aus Anlagen, die 
in Küstengewässern nicht nur vor- 
übergehend errichtet oder festgemacht 
worden sind, eingebracht oder einge- 
leitet werden oder 

b) in Küstengewässer verbracht worden 
sind, um sich ihrer dort zu entledi- 
gen." 
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Entwurf 

3. Es wird folgender neuer Dritter Teil eingefügt: 

„Dritter Teil 

Bestimmungen für die Küstengewässer 
§ 32 a 

Erlaubnisfreie Benutzungen 

Die Länder können bestimmen, daß eine 
Erlaubnis oder Bewilligung nicht erforderlich 
ist 

1. für das Einbringen von Stoffen zur Er- 
richtung und Änderung von Anlagen so- 
wie zu- Zwecken der Fischerei, 

2. für das Einleiten von Grund-, Quell- und 
Niederschlagswasser, 

3. für das Einleitcn von Abv^asser, wenn 
dadurch die Eigenschaften eines Küsten- 
gewässers nicht oder nur in einem un- 
erheblichen Ausmaß nachteilig verändert 
werden. 

§ 32 b 

Reinhaltung 

Stoffe dürfen am Küstengewässer nur so 
gelagert oder abgelagert werden, daß eine 
Verunreinigung des Wassers oder eine son- 
stige nachteilige Veränderung seiner Eigen- 
schaften nicht zu besorgen ist. Das gleiche gilt 
für die Beförderung von Flüssigkeiten und 
Gasen durch Rohrleitungen." 

Die bisherigen Dritter, Vierter, Fünfter und 
Sechster Teil werden Vierter, Fünfter, Sech- 
ster und Siebenter Teil. 

4. In § 41 Abs. 1 Nr. 1 treten an die Stelle der 
Worte „oder den Vorschriften des § 26 oder 
des § 34 Abs. 2" die Worte „oder den §§ 26, 
32 b oder 34 Abs. 2". 


Artikel 2 

§§ 16, 17 des Wasserhaushaltsgesetzes gelten für 
Benutzungen der Küstengewässer mit der Maßgabe, 
daß 

1. alte Rechte und alte Befugnisse nach § 16 
Abs. 2 Satz 2 nur erlöschen, wenn ihre In- 
haber nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 aufgefordert worden 
sind, sie zur Eintragung in das Wasserbuch 
anzumelden, 

2. die Frist nach § 17 Abs. 1 mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes beginnt. 

Artikel 3 

(1) Artikel 6 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über das 
Internationale Übereinkommen zur Verhütung der 
Verschmutzung der See durch öl, 1954, vom 
21. März 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 379), geändert 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

3. Es wird folgender neuer Dritter Teil eingefügt: 

„Dritter Teil 

Bestimmungen für die Küstengev/ässer 
§ 32 a 

Erlaubnisfreie Benutzungen 

Die Länder können bestimmen, daß eine 
Erlaubnis oder Bewilligung nicht erforderlich 
ist 

1. für das Einbringen von Stoffen zu Zwek- 
ken der Fischerei, 

2. unverändert 

3. für das Einbringen und Einleiten von an- 
deren Stoffen, wenn dadurch die Eigen- 
schaften eines Küstengewässers nicht 
oder nur in einem unerheblichen Aus- 
maß nachteiligt verändert werden. 

§ 32 b 

unverändert 


Die bisherigen Dritter, Vierter, Fünfter und 
Sechster Teil werden Vierter, Fünfter, Sech- 
ster und Siebenter Teil. 

4. unverändert 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 

(1) .A.rtikel 6 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über das 
Internationale Übereinkommen zur Verhütung der 
Verschmutzung der See durch öl, 1954, vom 
21. März 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 379), geändert 
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durch das Gesetz vom 26. Juni 1964 (Bundesgesetz- 
blatt II S. 749), erhält folgende Fassung: 

„2. Küstengewässer im Sinne des Wasserhaus- 
haltsgesetzes durch öl im Sinne des Arti- 
kels I des Übereinkommens oder durch öl- 
haltige Gemische mit einem Ölgehalt von 
0,1 vom Tausend oder mehr verschmutzt." 

(2) In Artikel 3 des Gesetzes zu den Änderungen 
vom 11. April 1962 des Internationalen Übereinkom- 
mens zur Verhütung der Verschmutzung der See 
durch öl, 1954, und zur Änderung des Gesetzes vom 
21. März 1956 vom 26. Juni 1964 (Bundesgesetzbl. II 
S. 749) treten an die Stelle der Worte „seewärts des 
Anwendungsbereichs des Wasserhaushaltsgesetzes 
vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1110) Küsten- 
gewässer" die Worte „Küstengewässer im Sinne 
des Wasserhaushaltsgesetzes" . 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

durch Gesetz vom 26. Juni 1964 (Bundesgesetz- 
blatt II S. 749), erhält folgende Fassung: 

„2. Küstengewässer im Sinne des Wasserhaus- 
haltsgesetzes durch öl im Sinne des Arti- 
kels I des Übereinkommens oder durch öl- 
haltige Gemische mit einem Ölgehalt von 
0,1 vom Tausend oder mehr verschmutzt." 

Absatz 2 entfällt 


Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1968 in Kraft. 
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